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(Nr. 12484.) Geſetz über Anderungen des Beamten⸗Dienſteinkommensgeſetzes und des Gewerbe- und 
Handelslehrer⸗Dienſteinkommensgeſetzes. Vom 17. April 1923. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: N 
Das Geſetz über das Dienſteinkommen der unmittelbaren Staatsbeamten (Beamten-Dienftein- 
fommensgefeb) vom 17. Dezember 1920 (Gefeßfammf. 1921 S. 135) wird wie folgt geändert: 


Artikel J. 

Im 8 3 Abſ. 3 werden im Satz 1 unter Buchſtabe b die Worte „bei längerer Dienſtzeit für 
je zwei Dienſtjahre mit einem weiteren Jahre bis zur Höchſtgrenze von insgeſamt acht Jahren’! 
geſtrichen. 

Abſ. 3 Satz 2 erhält folgende Faſſung: 

Außerdem wird die fünf Jahre — vom 1. April 1925 ab die vier Jahre — 
überſteigende Anwärterdienſtzeit angerechnet, ſoweit nicht ſchon eine Anrechnung nach b 
erfolgt iſt. 5 

Artikel II. 

$ 10 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 

Den Beamten, welche im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit und Ordnung zum 
Tragen von Dienſtkleidung gezwungen ſind, iſt dieſe unter Anrechnung eines angemeſſenen 
Betrags zu liefern. 

BR | Artikel III. a 
Die Anlage 1 „Beſoldungsordnung für die planmäßigen unmittelbaren Staatsbeamten“ wird 
im Abſchnitt I, Unterabjchnitt I „Aufſteigende Gehälter“, A. Gehälter mit feſten Grundgehalts- 
ſätzen, wie folgt geändert: „ 

DR; 

In Gruppe 2 wird in den Unterabſchnitten „Preußiſche Staatsregierung (Staats- 
miniſterium) “, „Finanzminiſterium “ „Bauverwaltung“, „Handels- und Gewerbever— 
waltung“, „Juſtizverwaltung“, „Verwaltung des Innern“, „Landwirtſchaftliche Ver— 
waltung“, „Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung“ und „Miniſterium 
für Volkswohlfahrt “ jedesmal hinzugeſetzt: N 

Pförtner?) N 
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Ferner werden hinter dem Unterabſchnitte „Berg, Hütten- und Salinen verwaltung! 
ein Unterabſchnitt „Staatsſchuldenverwaltung“, hinter dem Anterabſchnitte „Staats- 
archive“ die Unterabjehnitte „Oberrechnungskammer!“ und „Landeswaſſeramt“ eingefügt 
und bei dieſen Unterabſchnitten das Wort: 

Pförtner!) 
hinzugeſetzt. 

Als Fußnote?) wird bei Gruppe 2 ferner die Beſtimmung aufgenommen: 

Die am 31. März 1920 im Amte befindlich geweſenen Pförtner bei Miniſterien 
und ſonſtigen Zentralbehörden erhalten für ihre Perſon die Bezüge der Gruppe 3. 


8 2. 
In Gruppe 6 wird bei folgenden Beamtengruppen das Anmerkungszeichen!) hin- 
zugefügt: 

in der Domänenverwaltung bei den „Kulturbauſekretären“ und „Moorvögten“, 

in der Berg-, Hütten- und Salinenverwaltung bei den „Bergſekretären“, „Zeich— 
nern bei den Oberbergämtern“ und „mittleren Werksbeamten ohne abgeſchloſſene 
Fachſchulbildung“, 

in der Verwaltung der Staatsarchive bei den „Archivſekretären“, 

in der Anſiedlungskommiſſion bei den, Vermeſſungsſekretären“ ſowie „Bauſekretären“ 
und „Kulturbauſekretären“ g 

in der Verwaltung des Finanzminiſteriums bei den „Negierungsſekretären bei den 
Oberpräſidien und Regierungen einſchließlich der Preußiſchen Bau- und Finanz; 
direktion!“ und „Kataſterſekretären ““, 

in der Bauverwaltung bei den „Regierungsbauſekretären“ (zweimal), „Bauhofs⸗ 
vorſtehern“, „Waſſerbauſekretären“ (zweimal), „Werkmeiſtern““, „Hafenſekretären“, 
„Eiſenbahnſekretären“, „Vermeſſungsſekretären“ und „Werkmeiſtern bei der 
Ruhrſchiffahrtsverwaltung!, 

in der Handels- und Gewerbeverwaltung bei den „Eichmeiſtern!“, „Eichungs⸗ 
ſekretären “, „Sekretären und Rechnungsführern bei gewerblichen Fachſchulen“, 
„Werkmeiſtern bei Maſchinenbauſchulen“, „Hafenpolizeiſekretären“ und „Se 
werbepflegerinnen “, 

in der Juſtizverwaltung bei den „Juſtizſekretären “, „Gerichtsvollziehern“, „Straf- 
anſtaltsſekretären“ und „Strafanſtaltsſ ekretärinnen “, ; 

in der Verwaltung des Innern bei den „Kreisamtsſekretären!“, „Polizei- und 
Kriminalſekretären“, „Polizeiſekretären“, „Polizeiſekretären bei den Einwohner⸗ 
meldeämtern““, „Polizeitelegraphenſekretären “ „Polizeiwerkmeiſtern ““, „techniſchen 
Polizeiſekretären“ und „Landjägermeiſtern!“, 

in der landwirtſchaftlichen Verwaltung bei den „Kulturſekretären“, „Vermeſſungs⸗ 
ſekretären !“, „Kulturbauſekretären!!, „Moorvögten!“ und „Deichvögten ““, 

in der Geſtütverwaltung bei den „Geſtütſekretären!““, „Geſtütbauſekretären “, 
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in der Verwaltung des Miniſteriums für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung 
bei den „Regierungsbauſekretären bei den Umiverfitäten und Kunſtmuſeen “, den 
„Verwaltungsſekretären im Bereiche der Verwaltung des Miniſteriums“, den 
„ſtändigen Technikern beim Materialprüfungsamt in Berlin-Dahlem“, den „Reſtau⸗ 
ratoren und techniſchen Inſpektoren bei den Kunſtmuſeen, bei dem Kunſtgewerbe— 
muſeum und der Nationalgalerie“, ſowie dem „Reſtaurator beim Zeughaus in 
Berlin“, bei den „Inſpektoren in den ſtaatlichen Bildungsanſtalten“, den „Be— 
leuchtungsinſpektoren bei den Staatstheatern in Berlin“ und den „Theaker— 
ſekretären bei den Staatstheatern in Caſſel, Hannover und Wiesbaden“, 

im Bereiche des Miniſteriums für Volkswohlfahrt bei den „Regierungsbauſekretären 
beim Wohnungs- und Siedlungsweſen“, den „Büroſekretären beim Inſtitut für 
Jufektionskrankheiten und der Landesanſtalt für Waſſerhygiene“ und den „Ver- 
waltungsſekretären bei den ſtaatlichen Erziehungsanſtalten “. 

Gruppe 6 erhält ferner als Fußnote!) folgende Beſtimmung: 

Die am 31. März 1920 im Amte befindlich geweſenen Inhaber von planmäßigen 
Stellen der ehemaligen Aſſiſtentenklaſſe erhalten im Rahmen der im Staatshaus— 
haltsplane vorgeſehenen Stellenzahl und nach näherer Maßgabe der vom Staats- 
miniſterium entſprechend dem Schiedsſpruche des Reichsſchiedsgerichts zu treffenden 
Anordnungen die Bezüge der Gruppe 7. 


9 35 
In Gruppe 7 werden folgende Beamtengruppen geſtrichen: 

in der Domänenverwaltung die „Kulturbauſekretäre 6)“ und „Moorvögte /, 

in der Berg- Hütten und Salinenverwaltung die „Bergſekretäre 6, „Zeichner ©) 
bei den Oberbergämtern“ und „mittleren Werksbeamten 6) ohne abgeſchloſſene 
Fachſchulbildung“, 

bei den Staatsarchiven die „Archivſekretäre 6)“, 

bei der Anſiedlungskommiſſion die „Vermeſſungsſekretäre eo), „Bauſekretäre 6)“ 
und „Kulturbauſekretäre 6)“, n 

in der Verwaltung des Finanzminiſteriums die „Regierungsſekretäre bei den Ober— 
präſidien und Regierungen einſchließlich der Preußiſchen Bau- und Finanz- 
direktion )“ und „Kataſterſekretäre 6), 

in der Bauverwaltung die „Waſſerbauſekretäre 6“ (zweimal), „Werkmeiſter @)", 
„Regierungsbauſekretäre @)! (zweimal), „Bauhofsvorſteher e)', „Hafen⸗ 
ſekretäre 6)“, „Eiſenbahnſekretäre 6)“ „Vermeſſungsſekretäre 6)“ und „Werk⸗ 
meiſter @) bei der Ruhrſchiffahrtsverwaltung“, 

in der Handels, und Gewerbeverwaltung die „Eichmeiſter e)“, „Eichungs— 
ſekretäre e)“, „Sekretäre e) und Rechnungsführer bei gewerblichen Fachſchulen“, 
„Werkmeiſter 6) bei Maſchinenbauſchulen“, „Gewerbepflegerinnen e)“ und 
„Hafenpolizeiſekretäre 6)“, N 

in der Juſtizverwaltung die „Juſtizſekretäre @)!!, „Gerichtsvollzieher e)“, „Straf 
anſtaltsſekretäre 6) “/, „Strafanſtaltsſekretärinnen /, 
20* 
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in der Verwaltung des Innern die „Kreisamtsſekretäre 600% die „Polizei- und 
Kriminalſekretäre ©)’; die „Polizeiſekretäre 6% die „Polizeiſekretäre @) bei den 
Einwohnermeldeämtern ““, die „Polizeitelegraphenſekretäre 0% die „Polizeiwerk— 
meiſter 6) “,, „techniſchen Polizeiſekretäre e)“ und die „Landjägermeiſter 8)“, 

in der landwirtſchaftlichen Verwaltung die „Kulturſekretäre ©)", die „Vermeſſungs⸗ 
ſekretäre 60% „ Kulturbauſekretäre %% „Moorvögte ©) und „Deichvögte l, 

in der Geftütverwaltung die „Geſtütſekretäre @)'' und „Geſtütbauſekretäre e)“, 

in der Verwaltung des Miniſteriums für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung 
die „Regierungsbauſekretäre e), „Verwaltungsſekreläre /, „ſtändige Tech- 
niker e) beim Materialprüfungsamt in Berlin-Dahlem“, „Reſtauratoren 0) 
und ſtechniſche Inſpektoren ), „Theaterſekretäre eo), Beleuchtungsinſpek⸗ 
toren e) bei den Staatstheatern“, „Inſpektoren @) bei den ſtaatlichen Bildungs— 
anftalten!!, 

in der Verwaltung des Miniſteriums für Volkswohlfahrt die „Regierungsbau⸗ 
ſekretäre s) beim Wohnungs- und Siedlungsweſen“, „Büroſekretäre @) beim 
Inſtitut für Infektionskrankheiten“ und „Verwaltungsſekretäre e) bei den 
ftaatlichen Erziehungsanſtalten “. 


94. 
In Gruppe 8 wird unter „Handels- und Gewerbeverwaltung!“ und unter 
Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kun und Volksbildung“ hinzugeſetzt: „Gewerbelehre— 
5 f N g“ hinzugeſetzt | beleh 
rinnen“, ſowie unter „Handels- und Gewerbeverwaltung“! „Penſionatsvorſteherinnen“. 


In Gruppe 9 erhalten im Unterabſchnitt „Handels- und Gewerbeverwaltung“ die 
Worte „Gewerbelehrerinnen“ und „Penſionatsvorſteherinnen“ das Zeichen ); das 
＋ wird geſtrichen. Desgleichen wird unter „Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und 
Volksbildung“ bei den Worten „Gewerbelehrerinnen!“ das Zeichen @) hinzugefügt; das 
+ wird geſtrichen. a 

In Gruppe 10 werden unter „Handels- und Gewerbeverwaltung“ die Worte 
„I Gewerbelehrerinnen e) (einſchließlich + Penſionatsvorſteherinnen ) 00 geſtrichen. 


8 5. 
In Gruppe 11 werden 
unter „Staatsſchuldenverwaltung! die Worte „und Kanzleidirektor @) (bisher 
Kanzleivorſteher /! 
unter „Preußiſche Staatsregierung (Staatsminiſterium)“ die Worte „und Kanzlei 
direktor e) beim Miniſterium!“, 
unter „Oberrechnungskammer! die Worte „und Kanzleidirektor 005 
unter „Bauverwaltung“ das Wort „Kanzleidirektor“, 
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unter „Jinanzminiſterinm“, „Handels- und Gewerbeverwaltung“, „Verwaltung 
des Innern“, „Landwirtſchaftliche Verwaltung“, „Miniſterium für Wiſſenſchaft, 
Kunſt und Volksbildung“ die Worte „ſowie Kanzleidirektor c) beim Minifterium!! 

unter „Verwaltung des Innern“ ferner die Worte „und Kanzleidirektor beim 
Oberverwaltungsgericht“, 5 

unter „Juſtizverwaltung“ die Worte „ſowie Kanzleidirektors) beim Miniſterium 
und bei der Juſtizprüfungskommiſſion“, 

unter „Miniſterium für Volkswohlfahrt“ die Worte „und Kanzleidirektors) beim 
Minifterium!! 

geſtrichen. 
Artikel IV. 

In der Beſoldungsordnung iſt in der Gruppe 4 in allen Verwaltungen mit Ausnahme der 
Juſtizberwaltung hinter „Miniſterialbotenmeiſter“ einzufügen „Botenmeiſter bei beſonders großen 
Behörden“. f 

Arkikel V. 

§ 17 erhält folgenden Wortlaut: f 

(1) Die Beamten erhalten für jedes unterhaltsberechtigte Kind eine Kinderbeihilfe. Dieſe 
beträgt für Kinder bis zum vollendeten 6. Lebensjahre monatlich 2000 Mark, bis zum vollendeten 
14. Lebensjahre monatlich 2500 Mark und bis zum vollendeten 21. Lebensjahre monatlich 
3000 Mark. 

(2) Die Kinderbeihilfe wird jedoch für Kinder vom 14. bis zum 21. Lebensjahre nur ge⸗ 
währt, wenn ſie 

I. ſich in der Schulausbildung oder in der Ausbildung für einen künftig gegen Entgelt 

8 auszuübenden Lebensberuf befinden, oder wenn ſie wegen körperlicher oder geiſtiger Ge— 

brechen dauernd erwerbsunfähig ſind, und wenn ſie 
2. nicht ein eigenes Einkommen von mehr als 10 000 Mark monatlich haben. Überſteigt 
das eigene Einkommen des Kindes den Betrag von 10000 Mark um weniger als den 
Betrag der Kinderbeihilfe einſchließlich des Ausgleichszuſchlags, jo wird die Kinder⸗ 
beihilfe gewährt, jedoch gekürzt um den Betrag, um den das eigene Einkommen des 
Kindes den Betrag von 10000 Mark überſteigt. Der Finanzminiſter iſt ermächtigt, dieſe 
Einkommensgrenze zur Anpaſſung an die Veränderungen in der allgemeinen Wirtſchafts⸗ 
lage anderweit feſtzuſetzen. Als eigenes Einkommen des Kindes gilt auch das dem 
Beamten kraft der elterlichen Nutznießung aus Kindesvermögen zufließende Einkommen. 
(3) Unterhaltsberechtigt im Sinne des Abſ. 1 find: 1. eheliche Kinder, 2. für ehelich erklärte 
Kinder, 3. an Kindes Statt angenommene Kinder, 4. Stiefkinder, die in den Hausſtand des 
Beamten aufgenommen ſind, 5. uneheliche Kinder. ö 
(4) Ein Beamter erhält als Erzeuger eines unehelichen Kindes die Kinderbeihilfe nur, wenn 
ſeine Vaterſchaft feſtgeſtellt iſt und wenn er das Kind in feinem Hausſtand aufgenommen hat oder 
auf andere Weiſe nachweislich für ſeinen vollen Unterhalt aufkommt. 
(5) Die Kinderbeihilfen fallen fort mit dem Ablaufe des Vierteljahrs, in dem das für den 
Wegfall der Beihilfe maßgebende Ereignis ſich zugetragen hat. 8 
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Artikel VI. 
Der § 18 Abſ. 3 erhält folgende Faſſung: 

Als beſonderen Ausgleichszuſchlag erhalten die verheirateten männlichen planmäßigen 
und nichtplanmäßigen unmittelbaren Staatsbeamten für die unterhaltsberechtigte Ehefrau 
eine Frauenbeihilfe, deren Höhe durch den Staatshaushaltsplan oder durch beſonderes 
Geſetz feſtgeſetzt wird. Die Frauenbeihilfe wird auch Witwern gewährt, wenn ſie im 
eigenen Hausſtande für den vollen Unterhalt von Kindern aufkommen, für welche ſie nach 
§ 17 Kinderbeihilfe beziehen. 

Artikel VI. 
§ 35 erhält folgenden Zuſatz: 

In gleicher Weiſe iſt der Finanzminiſter ermächtigt, Beſtimmungen für ſolche Fälle 
zu treffen, in denen die beſondere Lage der Verhältniſſe eine abweichende Regelung ge— 
boten erſcheinen läßt. 5 

Artikel VIII. 
Bei den Schlußbemerkungen des Beamten-Dienſteinkommensgeſetzes unter Abſchnitt A — Auf 
wandsentſchädigungen — wird bei Ziffer 2 Abſ. b hinter das Wort „Regierungspräſidenten“ ein⸗ 
ge ſchaltet „ſowie der Polizeipräſident von Berlin“. 


Artikel IX. 

Die in dem Geſetze vom 21. November 1922 über Anderungen der Dienft- und Verſorgungs⸗ 
bezüge der unmittelbaren Staatsbeamten (Geſetzſamml. S. 431) feſtgeſetzten neuen Grundgehaltsſätze 
der Gruppen VIII bis XI treten mit Wirkung vom 1. Ottober 1922 an die Stelle derjenigen der 
Gruppen I bis IV des Gewerbe⸗ und Handelslehrer-Dienſteinkommensgeſetzes vom 17. Oktober 1922 
(Geſetzſamml. S. 315). 


Artikel X. 

(1) Dieſes Geſetz tritt hinſichtlich der Artikel I, I, III und VII 5 2 1. April 1920, hin⸗ 
ſichtlich, der Artikel IV, V, VI und VIII am 1. April 1923 und hinſichtlich des Artikel IX mit 
dem 1. Oktober 1922 in Kraft. 

(2) Soweit Beamte ihre Bezüge oder freie Dienſtkleidung auf Grund der bisherigen Beſtim— 
mungen erhalten haben, ſind ſie zu einer Rückzahlung beziehungsweiſe zur Zahlung eines Betrags 
für die Dienſtkleidung nicht verpflichtet. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 17. April 1923. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
(Siegel Braun. v. Richter. ARE — 
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(Mr. 12485.) Geſetz, betreffend die Bereitſtellung von Mitteln für den Ausbau des Erz⸗ und des Eiſen⸗ 
kais am neuen Binnenhafen in Emden. Vom 21. April 1923. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Se 


Das Staatsminiſterium wird ermächtigt, für den Ausbau des Erz und des Eiſenkais am 
neuen Binnenhafen in Emden einen Betrag von 2 500 000 000 Mark (zweieinhalb Milliarden 
Mark) nach Maßgabe der von dem zuſtändigen Miniſter feſtzuſtellenden Pläne zu verwenden. 


8 2. 

(1) Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur Deckung der im $ 1 erwähnten Aufwendungen 
eine Anleihe durch Verausgabung eines entſprechenden Betrags von Schuldverſchreibungen aufzu- 
nehmen. Die Verwaltung der Anleihe wird der Hauptverwaltung der Staatsſchulden übertragen. 
Die Anleihe iſt in der Art zu tilgen, daß jährlich 1,9 vom Hundert des für den Anleihezweck auf- 
genommenen Schuldkapitals unter Hinzurechnung der erſparten Zinſen zur Tilgung der geſamten 
Staatsſchuld oder zur Verrechnung auf bewilligte Anleihen verwendet werden. Als erſparte Zinſen 
ſind 5 vom Hundert der zur Tilgung dieſer Anleihe aufgewendeten oder auf bewilligte Anleihen 
verrechneten Beträge anzuſetzen. - 


e) An Stelle der Schuldverſchreibungen können vorübergehend Schatzanweiſungen oder 
Wechſel ausgegeben werden. In den Schatzanweiſungen iſt der Fälligkeitstermin anzugeben. Die 
Wechſel ſind von zwei Mitgliedern der Hauptverwaltung der Staatsſchulden zu unterſchreiben. 


(3) Die Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen, etwa zugehörige Zinsſcheine und Wechſel 
können auch ſämtlich oder teilweiſe auf ausländiſche oder nach einem beſtimmten Wertverhältwis 
auf ine und ausländiſche Währung ſowie im Auslande zahlbar geſtellt werden. 

(4) Die Schatzanweiſungen und Wechſel können wiederholt ausgegeben werden. 


(5) Die Mittel zur Einlöſung der Schatzanweiſungen und Wechſel können durch Ausgabe von 
Schatzanweiſungen und Wechſeln oder von Schuldverſchreibungen in dem erforderlichen Nennbetrage 
beſchafft werden. 


(6) Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und Wechſel, die zur Einlöſung fällig werdender 
Schatzanweiſungen oder Wechſel beſtimmt ſind, hat die Hauptverwaltung der Staatsſchulden auf 
Anordnung des Finanzminiſters 14 Tage vor der Fälligkeit zur Verfügung zu halten. Der Um⸗ 
lauf und gegebenenfalls die Verzinſung der neuen Schuldpapiere darf nicht vor dem Zeitpunkte ber 
ginnen, mit dem die Umlaufsfähigkeit und die Verzinſung der einzulöſenden Schuldpapiere aufhört. 


( Wann, durch welche Stelle und in welchem Betrage, zu welchem Zins- oder Diskontſatze, 
zu welchen Bedingungen der Kündigung oder mit welchem Fälligkeitstage ſowie zu welchem Kurſe 
die Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und Wechſel ausgegeben werden ſollen, beſtimmt der 
Jinanzminiſter. Ihm bleibt im Falle des Abſ. 3 die Feſtſetzung des Wertverhältniſſes ſowie der 
näheren Bedingungen für die Zahlung im Ausland überlaſſen. 
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| | 8 3. 
Die Ausführung dieſes Geſetzes erfolgt durch die zuſtändigen Miniſter. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 


mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 21. April 1923. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. v. Richter. Siering. 
Bekanntmachung. 


0 5 
Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. ©. 357) ſind bekanntgemacht: 


1, der Erla; des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 2. Januar 1923, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an den Preußiſchen Staat, vertreten durch den Oberpräſidenten der Provinz 
Hannover — Elektrizitätsverwaltung — für den Bau der ftaatlichen Waſſerkraftwerke an der unteren 
Fulda, nämlich Guxhagen, Freienhagen, Wahnhauſen und Hann. Münden, durch die Amtsblätter 
der Regierung in Caſſel Nr. 2 S. 10, ausgegeben am 13. Januar 1923, und der Regierung in 
Hildesheim Nr. 2 S. 8, ausgegeben am 13. Januar 1923; i 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 15. März 1923, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an die Braunkohlen- und Brikett⸗Induſtrie, Aktiengeſellſchaft in Berlin, für die 
Erweiterung des Tage- und Tiefbaues des Braunkohlenbergwerles Elfriede in Gohra, durch das 
Amtsblatt der Regierung in Frankfurt a. O. Nr. 14 S. 69, ausgegeben am 7. April 1923; 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 16. März 1923, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an das Märkiſche Elektrizitätswerk, Aktiengeſellſchaft in Berlin, für den Bau von 
elektriſchen Anlagen im Netzekreis, Kreisteil Filehne, durch das Amtsblatt der Regierung in Schneide— 
mühl Nr. 13 S. 58, ausgegeben am 31. März 1923; 

der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 24. März 1923, betreffend die Verleihung des 


Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Halberſtadt für die Erweiterung des ſtädtiſchen Friedhofs, 
durch das Amtsblatt der Regierung in Magdeburg Nr. 15 S. 116, ausgegeben am 14. April 1923. 


Redigiert im Büro des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerci. 
Beſtellungen find an die Poſtanſtalten zu richten. 


